
Wenn die Verteidigung ferner rügt, die Feststellung 
und Bejahung des Tatbestandsmerkmals des „Ver- 
führens“ sei fehlerhaft, weil P. schon einmal im Alter 
von 16 Jahren „Geschlechtsverkehr“ mit einem Mann 
gehabt habe, so verkennt sie den Begriff des Verführens 
im Sinne des § 175a StGB, wie er sich aus dem Zweck 
des Gesetzes ergibt. Das Gesetz bezweckt nicht, die 
k ö r p e r l i c h e  Unversehrtheit zu schützen, sondern 
junge Menschen in geschlechtlicher Beziehung vor ver­
derblichen Einflüssen zu bewahren. Unbescholtenheit, 
wie sie der § 182 StGB erfordert — wo sie übrigens 
ebenfalls nicht mit körperlicher Unversehrtheit gleich­
bedeutend ist — ist nicht die Voraussetzung des § 175a 
StGB. Hier bedeutet „Verführung“ nur eine Einwirkung 
auf den widerstrebenden oder auch nur der Handlung 
abgeneigten, ihr nicht oder noch nicht aufgeschlossenen 
Willen des Jugendlichen, um diesen für diese Hand­
lungen gefügig zu machen (ähnlich das frühere Reichs­
gericht; RGSt. Bd. 70 S. 199 und Bd 71 S. 48). Diese 
Einwirkung auf den Willen des Betreffenden kann 
auch durch Herabsetzung der Entschlußfähigkeit — wie 
im vorliegenden Fall rechtsbedenkenfrei festgestellt - 
durch Alkoholgenuß, geschehen; die Herbeiführung 
einer Willenlosigkeit, die zur Prüfung der Frage des 
§ 175a Ziff. 1 Anlaß geben könnte, ist von dem ersten 
Richter nicht festgestellt. Der Annahme der nochmaligen 
Verführung bei einem schon früheren Verführten durch 
Minderung der Entschlußfähigkeit vermittels Alkohol 
und andere Einwirkungen seitens der Strafkammer, 
stehen Rechtsbedenken nicht entgegen (so auch Schönke
2. Aufl. 1944 Anm. zum § 175a StGB). Sie ist auch durch 
die tatsächlichen Feststellungen des Urteils ausreichend 
begründet.

Da die Verurteilung des Angeklagten in Tateinheit 
mit § 175 StGB erfolgt, somit die Strafe aus dem 
schwereren Gesetz, dem § 175a StGB, entnommen und 
die Verurteilung aus § 175 StGB daher auf die Straf­
höhe ohne Einfluß ist, führte der Fortfall der fehler­
haften Verurteilung aus § 175 StGB nicht zur Zurück­
weisung der Sache, weil der Angeklagte nicht be­
schwert ist.

§§ 40, 242 f. StGB.
Der § 40 StGB trägt nicht nur Straf-, sondern auch 

Sicherungs- und Vorbeugungscharakter.
OLG Gera, Urteil vom 21. Dezember 1949 — 3 Ss 508/49.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e
Nach dem der Beurteilung des Landgerichts unter­

liegenden Sachverhalt hat der Angeklagte am 11. Juni
1948 und 14. Juni 1948 zusammen mit einem Kom­
plicen aus einer ehemaligen Tankstelle an der Nord- 
Süd-Strecke der Autobahn bei Hermsdorf je 200 Liter, 
also insgesamt 400 Liter Dieselkraftstoff entwendet. Der 
Angeklagte benutzte zur Anfahrt der leeren Fässer und 
zum Abtransport des gestohlenen Dieselöls seinen Pkw 
mit einachsigem Anhänger. Um eine Entdeckung zu 
verhindern, wurde bei diesen Diebesfahrten das poli­
zeiliche Kennzeichen mit einer Jacke verhängt.

Durch Urteil des Amtsgerichts in Gera vom 14. Januar
1949 wurde der Angeklagte an Stelle von 30 Tagen 
Gefängnis zu 300,— DM Geldstrafe verurteilt. In der 
Berufung hat die Kleine Strafkammer des Landgerichts 
in Gera mit Urteil vom 30. März 1949 die Strafe auf 
600,— DM an Stelle von 66 Tagen Gefängnis erhöht; 
jedoch hat es, wie auch bereits das Amtsgericht, davon 
abgesehen, den zur Tat benutzten Kraftwagen einzu- 
ziehen.

Gegen dieses Urteil hat der Oberstaatsanwalt Revi­
sion eingelegt, soweit nicht der Pkw gemäß § 40 StGB 
eingezogen worden ist.

In der erneuten Verhandlung hat die Kleine Straf­
kammer des Landgerichts Rudolstadt durch Urteil vom
11. Oktober 1949 wieder von einer Einziehung des 
Kraftwagens sowie der zur Tat benutzten Schlüssel 
und der Flügelpumpe abgesehen. Das Landgericht 
stützt seine Entscheidung, neben wirtschaftlichen Er­
wägungen, insbesondere darauf, daß es im Abtransport 
des gestohlenen Kraftstoffes nur eine straflose Nachtat 
erblickt.

Gegen dieses Urteil richtet sich die frist- und form- 
gerecht eingelegte Revision des Oberstaatsanwalts.

Die Revision ist begründet.
Der Oberstaatsanwalt rügt, daß das Landgericht 

wieder mit unzutreffender Begründung von der Ein­
ziehung abgesehen habe.

Dieser Rüge war der Erfolg nicht zu versagen. Der 
Auffassung des Landgerichts, daß der Pkw lediglich 
zu einer straflosen Nachtat benutzt worden sei, kann 
nicht zugestimmt werden. Eine Diebstahlshandlung ist 
erst dann beendet und abgeschlossen, wenn der Täter 
das Diebesgut vom Tatort in Sicherheit gebracht hat. 
Der Abtransport des gestohlenen Öls ist daher keines­
falls als eine straflose Nachtat anzusehen und dem­
zufolge ist auch der Pkw zur Begehung eines vorsätz­
lichen Vergehens gebraucht worden. Außerdem über­
sieht das Landgericht völlig, daß der Pkw zweimal zur 
Begehung eines Diebstahls benutzt worden ist und daß 
der Tatort so gelegen ist, daß die für die Entwendung 
des Öls vorgesehenen und benutzten Fässer nur mit 
dem Pkw an den Tatort zu bringen waren.

Weiter beruft sich das Landgericht auf wirtschaft­
liche Erwägungen, ohne sie näher zu erörtern. Ab­
gesehen davon, daß bereits im Urteil des erkennenden 
Senats vom 9. Juli 1949 die im früheren Landgerichts­
urteil angestellten wirtschaftlichen Erwägungen als ein 
Denkfehler gewürdigt worden sind, wollte das Land­
gericht diesmal damit anscheinend auf den Gesichts­
punkt der Proportionalität zwischen der Straftat und 
der Einziehung hinaus. Das Landgericht hat aber den 
Sinn und die Tragweite der Bestimmung des § 40 StGB 
verkannt. Allerdings hat sich das frühere Reichsgericht 
im 67. Bande auf den Standpunkt gestellt, daß die Ein­
ziehung im Falle des § 40 StGB nur Straf- und keinen 
Sicherungscharakter habe, also als Nebenstrafe an­
zusehen sei.

Der Senat vermag sich aber diesem Standpunkt nicht 
anzuschließen. Er entspringt einer formaljuristischen 
Auslegung der Gesetze unter Verkennung allgemeiner 
wirtschaftlicher Erwägungen, wie das vor 1945 des 
öfteren der Fall war.

In § 40 StGB heißt es:
Gegenstände, welche durch ein vorsätzliches 

Verbrechen oder Vergehen hervorgebracht, oder 
welche zur Begehung eines vorsätzlichen Ver­
brechens oder V e r g e h e n s  g e b r a u c h t  oder 
bestimmt sind, können, sofern sie dem Täter 
oder einem Teilnehmer gehören, eingezogen 
werden.

Mit diesem Wortlaut ist keinesfalls eine Beschrän­
kung des Zweckes der Einziehung ausgesprochen, viel­
mehr ist gerade umgekehrt der G e b r a u c h  z u m  
V e r g e h e n  mit in den Vordergrund gerückt, so daß 
also die W i e d e r h o l u n g s g e f a h r  mit berück­
sichtigt werden m u ß .  Das Verhindern der Wieder­
holung eines Vergehens oder Verbrechens hängt aber 
nicht unwesentlich von der Intensität des verbreche­
rischen Willens ab. Die Intensität des verbrecherischen 
Willens hat sich beim Angeklagten besonders in der 
zweimaligen Tat gezeigt, indem er, obwohl ihm als 
selbständigen Kraftfahrer bekannt war, wie sehr die ge­
samte Planung und überhaupt die Wirtschaft vom 
„Mangelstoff Dieseltreiböl“ abhängig ist, solchen aus 
einer Tankstelle entwendete, um sich persönliche Vor­
teile zu verschaffen und indem er zu eben diesem 
Zwecke seihen Kraftwagen und auf den Kraftwagen 
geladene Fässer benutzte.

Das Ermessen des erkennenden Gerichts konnte sich 
daher nicht darauf beschränken, irgendwelche indivi­
duelle Gesichtspunkte zu prüfen. Es hatte vielmehr den 
zum Schutze der Allgemeinheit sowie besonders den 
zum Schutze einer geordneten Planwirtschaft dringend 
erforderlichen V o r b e u g u n g s c h a r a k t e r  des § 40 
StGB zu berücksichtigen.

Alle diese Gesichtspunkte hat das Landgericht nicht 
gewürdigt, sondern nur Wert darauf gelegt, festzu­
stellen, daß der Kraftwagen wertvoller sei als das ent­
wendete öl. Diese Gesichtspunkte werden aber dem 
Vorbeugungschärakter des § 40 StGB in keiner Weise 
gerecht. Bei der erneuten Verhandlung wird das Land­
gericht diesen Vorbeugungs- und Sicherungscharakter 
zu berücksichtigen haben, um nunmehr zu einer Ent­
scheidung zu kommen, die den Erfordernissen der Zeit 
Rechnung trägt
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